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Der am 5, April 1896 geborene Rentner Lxxxxx inixx war im

ersten und zweiten Weltkrieg Soldat° Mehrere Verwundungen

während des ersten Weltkrieges, darunter eine Granatsplitter—

verletzung am linken Knie, waren leichterer Art, so daß Ver—

sorgungsbezüge dafür nicht bezogen wurden° Im zweiten Welt—

krieg wurdefer nach seiner Einziehung im Jahre 1942 vom
7; bis 28ogbktober 1942 wegen einer Magenerkrankung im Revier
behandelt.

%Am
7 September 1945 wurde er e.us der amerikanischen

Kriegsgefar-genschafty entlassen„
PXXxXXXbeaétragte

am 11 Februar
1948

wegen eines
Magenléide'ns9

das er auf den Verlust sämtlicher Zähne im Jahre 1943 infolge

falscher
Eénährung

bei der Wehrmacht zurückführte, Rente nach

den Vorschriften des Bayerischen Gesetzes über Leistungen an
Körperbeséhädigte (KB—Leistungsgesetz, KBLG) vom 26 März 1947,

4
Am.2l Juni 1949 legte er zu diesem Antrag eine vorläufige und

‘ unverbindliche Feststellung der Vertrauensärztlichen Dienst—

stelle in Münchberg vom 150 Juni 1949 vor, nach der wegen

völligen Zahnmangels, Gastroptose und _chronischer Gastritis

als Schädigungexolge die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE )

450 v H° betrug„

Mit vorläufigem Bescheid vom 21° Oktober 1949 bewilligte darauf—

hin die Landesversicherungsanstalt (LVA„) Oberfranken—Mittel—

franken, Abteilung Körperbeschädigte in Bayreuth, wegen Gastri—

tis eine vorläufige Rente von 10,—— DM monatlich mit Wirkung

vom 1° Dezember 1949 ab° Nach erfolgter Nachprüfung wurde die

vorläufige Rentenzahlung am 2° Februar 1950 mit Ende Februar

1950 eingestellt; mit Bescheid vom 23„ Juni 1950 wurde der
Antrag EXXXXXX auf Gewährung einer Rente abgelehnt, weil die

gesetzlichen Voraussetzungen dafur nicht gegeben seien°

Im Berufungsverfahren vor dem Oberversicherungsamt (OVA.)

Nürnberg, Sprud1kammer Bayreuth, machte Fh6xxxxneben seinem
Magenleiden eine Lungenerkrankung geltend, in der mündlichen

Verhandlung am 13„ November 1951 beantragte er Versorgung

auch wegen'einer deformierenden Gelenkentzündung des linken

Knies als Folge der im Jahre 1917 erlittenen Granatsplitter—
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verletzung; dabei berief er sich u;a‚ auch auf eine
im Jahre

1919 durchgemachte Operation des linken Knies in einem Würz—

burger Lazarett. Nach gutachtlicher Stellungnahme durch den

Gerichtearzt des OVA„ der die Magen— und Lungenerkrankung

als Schädigungsfolgen—verneinte, dagegen die deformierende 5‘

Gelenkentzündung des linken Knies als Schädigungsfolge der

Granatsplitterverletzung im ersten Weltkrieg mit einer MdBo

um 30 v. H ansah, verpflichtete das OVA den Beklagten unter
Zurückweisung der Berufung im

übrigen,
bei Fxxxxx deformierende

Gelenkentzündung des linken Knies nach Granatsplitterver—

letzung als Leistungsgrund im Sinne der Entstehung anzuer—

kennen und ihm vom 1 Juli 1950 ab eine Rente nach einer MdB
um 30 v. H. zu gewähren.

Der vom Beklagten gegen das Urteil des OVA° vom 13° November

1951 beim ehemaligen Bayerischen Landesversicherungsamt

(LVAmt) eingelegte Rekurs hatte Erfolg. Das Bayerische
Landessozialgericht (LSGo) in München, auf das der Rekurs

nach dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) am
1. Januar 1954 als Berufung im Sinne der @@143 bis 150 SGG

übergegangen war, hob das Urteil des OVA. Nürnberg auf und

wies die Klage gegen den Bescheid der LVA° Oberfranken—Mittel—

franken, Abteilung Körperbeschädigte in Bayreuth, vom 23. Juni

1950 ab. Es führte aus, die entzündliche Gelenkveränderung im

linken Knie Fällers sei nach seiner Überzeugung wahrscheinlich

nicht die Folge der im Jahre 1917 erlittenen Granatsplitter—

verletzung. Über die Art der Verwandung am linken Knie sei.
Näheres nicht bekannt, offenbar habe es sich aber um eine

Verletzung gehandelt, die das Kniegelenk oder knöcherne Teile
des Beines nicht betroffen habe° Das ergebe sich einmal aus

den Angaben kaxxxx nach denen die Verwundung nur eine zeit—

weilig schmerzende Wunde zur.Folge gehabt habe, weiter aus

der Tatsache der Wiederverwendung an der Front nach Abheilen

der Verwundung und endlich aus dem Umstand, daß die MdB°

durch Verwundungsfolgen nach eigenen Angaben Fällers nach

dem ersten Weltkrieg nur mit 5 VOH. bewertet worden sei°
Gegen den im Urteil des OVA„ anerkannten ursächlichen Zu—

sammenhang zwischen der Verwundung und der Gelenkveränderung

am linken Knie spreche auch, daß erst nach über 30 Jahren
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im Jahre 1950 Beschwerden im Kniegelenk aufgetreten seien°
Ixxxxx habe bei seiner Antragstellung im Jahre 1948 auch

keinerlei Verwundungsfolgen erwähnt° Das LSG‚ habe deshalb

bei seiner Entscheidung der — ablehnenden — versorgungSärzt—

lichen Stellungnahme vom 4° Dezember 1951 den Vorzug vor dem

Gutachten des ärztlichen Sachverständigen des OVA° gegeben;

zumal nach medizinisch—wissenschaftlicher Anschauung und ärzt—

'licher Erfahrung eine Verwundung nur dann als Mitursache einer
entzündlichen Gelenkveränderung wahrscheinlich sei, wenn sie

das Gelenk selbst betroffen habe° Das aber sei nicht wahrschein—
lich° Bei den von Fxxxxx geklagten Beschwerden im linken Knie

handele es sich um eine primäre Altersarthrosis, die nichts
Ungewöhnliches sei. Der Rentenzuspruch im Urteil des OVA° werde

auch nicht durch andere Leistungsgründe gerechtfertigt° Am '

Magen liege außer einer auf Anlage beruhenden Magensenkung ein

krankhafter Befund nicht vor; die erst mehrere Jahre nach der
Entlassung

aus der Kriegsgefangenschaft festgestellte Lungen—

tuberkulose stehe nach übereinstimmender Auffassung der ärzt—
lichen Sachverständigen in keinem ursächlichen Zusammenhang

n mit dem in der Heimat geleisteten Wehrdienst° Das alles recht—

fertige die AufhebungdesUrteils des0Vi„
Das LSG« hat die ReVision nicht zugelassen°

*Gegen dieses am 80 Oktober 1954 verkündete, am 12° November 1954

zugestellte Urteil des LSG„ hat I‘xxxxxdurch seinen Prozeßbevoll—

mächtigten QXXXXXXXXXv0m Verband der Kriegsbeschädigten, Kriegs—

hinterbliebenen und Sozialrentncr Deutschlands (VdKo)‚ Landes—

verband Bayern e„V„‚ mit Schriftsatz vom 24„ November 1954,
eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG„) am 30° November 1954,

Revision eingelegt° Die Begründung der Revision ist durch den

inzwischen verstorbenen Prozeßbevollmächtigten R;xxxxvcn der
Revisionsabteilung des VdK° in Kassel mit Schriftsatz vom

3° Dezember l95Ä, eingegangen am 4° Dezember 1954, erfolgt°
Mit ihr hat der Pr02eßbevollmächtigte beantragt — der Antrag

ist noch innerhalb der Revisionsfrist eingegangen —,

das Urteil des BayerischenLSG°vom8„ Oktober 1954
aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an dieses Gericht zurückzuverweisen°
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Er rügt einen wesentlichen Mangel des Verfahrens des LSG°

und macht geltend, das Berufungsgericht habe es entgegen

seiner ihm obliegenden Sachaufklärungspflicht unterlassen,

den medizinischen Sachverhalt genügend aufzuklären° Es sei

bei seiner Entscheidung einfach davon ausgegangen, daß es

sich bei der Granatsplitterverletzung am linken Knie im

Jahre 1917 nur um eine belanglose und oberflächliche Weiche

teilverletzung gehandelt haben könne, ohne weiter aufzu— >

klären, ob damals nicht doch das knöcherné Gelenk selbst
oder der Knochen des Oberschenkels verletzt worden sei°

Um das aufzuklären, habe es noch einer fachärztlichen

Begutachtung oder aber einer röntgenologischen Untere

suchung des linken Kniegelenks bedarft, zumal Fäller im

Jahre 1919 am linken Knie operiert worden sei° Das habe

das LSG° unterlassen, deshalb liege ein wesentlicher Mangel

des Verfahrens voro

Der Beklagte hat beantragt;

die Revision als unzulässig zu verwerten°

Das LSG° habe seine Sachaufklärungspflicht nicht verletzt,

wenn es, ohne ein fachärztliches Gutachten zu erheben, auf“

Grund der Vorgänge während der Zeit vom ersten Weltkrieg

ab bis zum Vorbringen FxXxxxxzüber seine Beschwerden als

wahrscheinlich angenommen habe, daß es sich im Jahre 1917

lediglich um eine oberflächliohe Knieverletzung gehandelt

habe°

Auf den klägerischen Sbhriftsatz vom 3° Dezember 1954 und

den des Beklagten vom 16. März 1955 wird Bezug genommen°

Vor Abschluß des ReviSionsverfahrens, am 10° April 1956,

ist B‘xxxxx;gestorben. Die Revisionskläger als seine Rechts—

nachfolger haben mit Schriftsatz-vom 4° September 1957, ein—

gegangen am 6. September 1957, einen Erbschein des Amts—

gerichts Bayreuth. Zweigstelle Bad Berneck, vom 3. August

1957 vorgelegt und gleichzeitig erklärt, daß das durch den
Tod des Erblassers unterbrochene Verfahren von ihnen aufge—

nommen werde. Dabei haben sie den Revisionsantrag des Ver-

storbenen wiederholte ’
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Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be-
gründet werden. Mangels Zulassung der Revision durch das LSG°

nach 5 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGGhängt ihre Zulässigkeit davon ab,
ob sie statthaft ist° Sie ist statthaft, wenn einer der Revi—

sionsgründe des 5 162 Abs° 1 Nr° 2 und 3 SGG vorliegt; ent—

weder muß ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt werden
(@ 162 Abs. 1 Nr, 2 sec) und vorliegen (BSG, 1 s. 150), oder
bei der Beurteilung des ursächliohen Zusammenhangs einer Gesund»

heitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des Bundesver— ' =_

sorgungsgesetzes (BVG) muß das Gesetz verletzt sein (@ 162 ‘

Abs° 1 Nr„ 3 seo), ’

Der Rüge der Revision, das LSG° habe es unterlassen, den

.medizinisohen Sachverhalt ausreichend aufzuklären, es habe

den Rechtsstreit nicht entscheiden dürfen, ohne vorher noch

ein fachärztliches Gutachten über Entstehung und Art des be—

stehenden Kniegelenkleidens zu erheben oder eine röntgenolo—

gisohe Untersuchung des linken Kniegelenks durchführen zu
lassen, fehlt zwar die ausdrückliche Bezeichnung einer ver—
letzten Verfahrensvorschrift; jedoch läßt das Vorbringen deut—

lich erkennen, daß die Verletzung des @103 SGGgeltend ge—
macht werden soll, so daß die Formerfordernisse des 5 164

Abs°2 Satz 2 sed als erfüllt anzusehensind (BSG°1 s„ 227
»2’5517)0 ’ -
Diese Rüge der Verletzung des 5 103 SGG macht die Revision

auch statthaft, da der in der Revisionsbegründung nach 5 162

Abs° 2 Nr° 2 SGG gerügte Verfahrensmangel wesentlich ist und

vorliegt. Nach5 105 sec hat das Gericht den Sachverhalt von
Amts wegen zu erforschen, ohne an das Vorbringen und die Beweis—

anträge der Beteiligten gebunden zu sein. Danach bestimmt das

Gericht im Rahmen seines richterlichen Ermessens die Ermitt—

lungen und Maßnahmen, die zur Aufklärung des Sachverhalts er—
forderlich sind; es kann ohne Antrag weiteren Beweis erheben

oder auch von der Erhebung weiterer Beweise, die ein Betéiligter

beantragt hat, absehen° Sein freies richterliches Ermessen wird

jedoch durch die im @ 103 SGG gesetz1ich bestimmte Pflicht zur
Aufklärung in dem für die Entscheidung erforderlichen_Umfang

begrenzt (BSG. l S° 194 £T9é7, 2 8° 236 £?357)„ Es hat daher
‘ sorgfältig zu prüfen, ob die im Einzelfall ihm vorliegenden
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Beweismittel für Seine Beweiswürdigung und Entscheidung aus—

reichen, oder ob eine weitere Beweiserhebung erforderlich ist;_

dabei ist unerheblich, ob es diese Möglichkeiten von Amts wegen

kennt oder ob sie ihm von den Beteiligten benannt werden sind°

Im vorliegenden Fall rügt die Revision zu Recht, daß das LSG„

seiner ihm obliegenden Pflicht zur Aufklärung in dem für die

Entscheidung erforderlichen Umfang nicht nachgekommen ist° Das

LSG. führt im angefochtenen Urteil aus, daß über die Art der

Verwundung delexxxxx;am linken Knie im Jahre 1917 nichts

Näheres bekannt sei, und zieht aus den ihm bekannten Umständen

und Tatsachen den Schluß, daß es sich offenbar um eine Ver—

letzung gehandelt habe, von der die Knochen oder das Kniegelenk

selbst nicht betroffen worden seien° Von den gegebenenfalls

bestehenden Möglichkeiten der Beiziehung von Krankenblättern

aus dem ersten Weltkrieg sowie der Beiziehung einer Kranken—

geschichte des Lazaretts in Würzburg, in dem Fxxxxx nach seinen

Behauptungen im Jahre 1919 am linken Knie operiert worden ist,

hat es keinen Gebrauch gemacht, obwohl im Falle der Beibringung

solcher Beweisunterlagen von Vermutungen über die Art der Ver—

kundung möglicherweise hätte.abgesehen und über die Verwundung

selbst einwandfreie Unterlagen hätten beschafft werden können°

Darüber hinaus hat das Berufungsgericht es unterlassen, eine

fachärztliche oder röntgenologische Untersuchung des linken

Knies zu veranlassen, die ohne weiteres geeignet gewesen wäre,

ohne Rücksicht auf die bestehende Arthrosis auch Aufschluß über

etwaige frühere knöcherne Yerletzungen zu geben° Denn eine

solche Untersuchung hat bisher niemals stattgefunden, Der

Gerichtsarzt des OVA° Nürnberg hat nach Feststellung einer
Bewegungseinschränkung des linken Knies, verbunden mit reich—

lichem Knirschen und Reiben, die Wahrscheinlichkeit des Ursachen—

zusammenhangs zwischen der Arthrosis und der Verwundung im Jahre

41917, von der Narben am Knie und an der Oberschenkelmuskulatur

zurückgeblieben sind, ohne eingehendere Untersuchung bejaht;

dér ärztliche Sachverständige des VersorgA° Bayreuth hat diesen

Zusammenhang verneint, weil es sich bei der Verwundung nicht

um eine schwere, sondern nur um eine belanglose und ober»

flächliche Weichteilverletzung gehandelt haben könne° Dabei
hätte gerade die Stellungnahme des Versorgungsarztes für das

i.
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LSG. Veranlassung sein müssen, mindestens eine röntgenolow

gische Untersuchung des linken Knies vornehmen zu lassen;

denn diese Stellungnahme enthält den ausdrücklichen Vor—

wurf für den Gerichtsarzt des OVA° Nürnberg, daß er die im

Streit stehende Frage zugunsten des FXXXXX beantwortet habe,

ohne vorher eine zu dieser Beantwortung erforderliche Röntgene

untersuchung veranlaßt zu haben„ Am Sohluß_seiner Stellung—

nahme hält derselbe Arzt eine fachärztliche (chirurgische)

Untersuchung mit Röntgenbefund zur Beurteilung der Frage

des ursächlichen Zusammenhangs für erforderlich° Im übrigen

hat auch Fxxxxx selbst in der mündlichen Verhandlung vor
dem Berufungsgericht am 8° Oktober 1954 beantragt, weitere

Beweise bezüglich der im ersten Weltkrieg erlittenen Ver—

wundungen zu erheben°

Nach Auffassung des erkennenden Senats hat das LSG„‘mit dem
von ihm unterlassenen Versuch, weitere Beweise bezüglich

der im ersten Weltkrieg erlittenen Verwandung des ExXxxx

möglicherweise durch 3eiziehung von Krankenblättern und der

oben näher bezeichneten Krahkengeschichte, zu erheben, und

damit, daß es eine fachärztliche oder wenigstens röntgenolo—

gische Untersuchung des linken Knies nicht veranlaßt hat,

seine ihm obliegehde Eflicht zur Aufklärung des Sachver—

halte in dem für seine Entscheidung erforderlichen Umfangs

verletzt„ Die Revision ist deshalb statthaft (@162 Abs“ 1

Nr„ 3 see)° ' —
Die Revision ist auch begründet. Dieser Begründetheit steht

die Vorschrift des @ 162 Abs° 2 SGG nicht entgegen. Das LSG,
hat auch mit Recht die Berufung gegen das Urteil des OVA„

Nürnberg_für zulässig erachtet und in der Sache entschieden,

da Berufungsaussohließungsgründe im Sinne der 55 144 bis 149

SGG nicht vorlegen° Das Urteil des LSG° beruht auf_der Ver—

letzung des @ 103 SGG, nämlich auf einem nicht im erforder—

lichen Umfangs aufgeklärten Sachverhalt. Der ursächliche Zu—

sammenhang zwischen der Verletzung verfahrensrechtlicher Vor—

schriften und der angegriffenen Entscheidung ist ebenso wie“

im Zivilprozeß im sozialgerichtlichen Verfahren dann gegeben,

wenn die Möglichkeit besteht, daß das LSG, bei richtiger An—
wendung der verletzten Vorschriften anders entschieden hätte
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(see° 2 s„ 273 [2'7_6_7)°Diese Möglichkeit ist vorliegend vor—
handen, mindestens nicht ausgeschlossen; es ist möglich, daß

das LSG° zu einer anderen, für den Kläger günstigeren Ent—

scheidung gekommen wäre, wenn es zu der im Streit stehenden

Frage weitere Beweise erhoben und diese in seine Beweis—

würdigung einbezogen h“£ Da ii■äää inzwischen verstorben

ist, läßt sich die durch das LSG„ unterlassene fachärztliche

oder röntgenologische Untersuchung nicht mehr nachholenn Ge—

gebenenfalls bietet aber ein noch einzuholendes fachärzt-
liches 0bergutächten in Verbindung mit den übrigen noch fehlen—

den Beweisunterlegen die Möglichkeit, den medizinischen Sach—

verhalt hinsichtlich des Knieleidens des Verstorbenen noch

weiter aufzuklären. Das Urteil des LSG° war deshalb, soweit

es angefochteh ist, eufzuheben und nach 9 170 Abs° 2 Satz 2

SGG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuver—

weisen; denn eine eigene Entscheidung des Senats in der Sache

ist nicht möglich, da erst nach rechtlich nicht zu beanstanden—

der Aufklärung des Sachverhalts geprüft werden kann, ob die

Ansprüche der Kläger begründet sind oder nicht.

Die Kostenentscheidung war der abschließenden Entscheidung vor—

zubehalten°
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